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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Begründung von rechtsbeschwerdefähigen Beschlüssen  
Beschluss vom 20.02.2024, Az: VI ZB 19/22  

2. BGB: Wirksamkeit einer Klausel zur Abtretung des Sachverständigenhono-
rars 
Urteil vom 23.01.2024, Az: VI ZR 230/22  

3. PflVG: Begriff der Versorgungsbezüge 
Urteil vom 12.12.2023, Az: VI ZR 297/22  

4. ZPO: Offenkundigkeit einer Rechtsnachfolge 
Beschluss vom 31.01.2024, Az: VII ZB 57/21  

5. ZPO: wirksame Einreichung durch anderes Mitglied der Sozietät 
Beschluss vom 28.02.2024, Az: IX ZB 30/23  

6. InsO: „nahestehende Personen“ bei juristischer Person als Schuldner 
Urteil vom 22.02.2024, Az: IX ZR 106/21  

7. VersAusglG: Härtefall bei vermögenden Ehegatten 
Beschluss vom 31.01.2024, Az: XII ZB 259/23  

8. StGB: Rücktritt vom beendeten Versuch  
Urteil vom 10.01.2024, Az: 6 StR 324/23  

9. EnWG: Konkretisierung der Frist zur Übersendung des Prüfungsberichts 
Beschluss vom 19.12.2023, Az: EnVR 50/21  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. ZPO: Begründung von rechtsbeschwerdefähigen Beschlüssen  

Beschluss vom 20.02.2024, Az: VI ZB 19/22 
Beschlüsse, die der Rechtsbeschwerde unterliegen, müssen den maßgeblichen Sach-
verhalt, über den entschieden wird, wiedergeben sowie den Streitgegenstand und die 
Anträge in beiden Instanzen erkennen lassen. Anderenfalls sind sie nicht mit den nach 
dem Gesetz erforderlichen Gründen versehen und bereits deshalb wegen eines von 
Amts wegen zu berücksichtigenden Verfahrensmangels aufzuheben. 
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2. BGB: Wirksamkeit einer Klausel zur Abtretung des Sachverständigenhonorars 
Urteil vom 23.01.2024, Az: VI ZR 230/22 
Zur Wirksamkeit einer formularmäßigen Klausel, wonach der Geschädigte aufgrund 
der Abtretung seines Anspruchs auf Erstattung des Sachverständigenhonorars gegen 
den Unfallgegner an den Sachverständigen nur dann auf Zahlung des Honorars in An-
spruch genommen werden kann, wenn eine Durchsetzung des Anspruchs "nicht mög-
lich" ist. 
 

  
3. PflVG: Begriff der Versorgungsbezüge 

Urteil vom 12.12.2023, Az: VI ZR 297/22 
Zum Begriff der Versorgungsbezüge in § 12 Abs. 1 Satz 3 PflVG (hier: Härtefallleis-
tungen nach dem Opferentschädigungsgesetz). 
 

  
4. ZPO: Offenkundigkeit einer Rechtsnachfolge 

Beschluss vom 31.01.2024, Az: VII ZB 57/21 
Zur Frage der Offenkundigkeit einer Rechtsnachfolge bei deren Bekanntmachung im 
Staatsanzeiger für Baden-Württemberg. 
 

  
5. ZPO: wirksame Einreichung durch anderes Mitglied der Sozietät 

Beschluss vom 28.02.2024, Az: IX ZB 30/23 
Signiert ein Mitglied einer mandatierten Anwaltssozietät einen Schriftsatz, den ein an-
deres Mitglied der Anwaltssozietät verfasst und einfach elektronisch signiert hat, in 
qualifiziert elektronischer Form und reicht diesen Schriftsatz über sein besonderes 
elektronisches Anwaltspostfach bei Gericht ein, ist dies wirksam. Eines klarstellenden 
Zusatzes ("für") bei der einfachen Signatur des Schriftsatzverfassers bedarf es nicht. 
 

  
6. InsO: „nahestehende Personen“ bei juristischer Person als Schuldner 

Urteil vom 22.02.2024, Az: IX ZR 106/21 
Ist der Schuldner eine juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, 
so sind nahestehende Personen auch solche, die mittelbar zu mehr als einem Viertel 
am Kapital des Schuldners beteiligt sind. 
 

  
7. VersAusglG: Härtefall bei vermögenden Ehegatten 

Beschluss vom 31.01.2024, Az: XII ZB 259/23 
Zum Vorliegen eines Härtefalls iSv § 27 VersAusglG bei vermögenden Ehegatten. 
 

  
8. StGB: Rücktritt vom beendeten Versuch  

Urteil vom 10.01.2024, Az: 6 StR 324/23 
Zur Freiwilligkeit beim Rücktritt vom beendeten Versuch ( § 24 Abs. 1 Satz 1 Var. 2 
StGB ). 
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9. EnWG: Konkretisierung der Frist zur Übersendung des Prüfungsberichts 
Beschluss vom 19.12.2023, Az: EnVR 50/21 
§ 6b Abs. 6 EnWG verleiht der Regulierungsbehörde keine Befugnis, die Frist zur 
Übersendung des Prüfungsberichts über den Jahresabschluss gemäß § 6b Abs. 7 Satz 1 
EnWG zu konkretisieren. 
  

 

 


